
Der Landtag hatte in seiner Sit-
zung am 22. Juni auf Antrag der
CDU-Fraktion zum Thema „Die Apo-
theke vor Ort erhalten – Flächen-
deckende Versorgung durch Apo-
theken in Thüringen für die Zukunft
sichern“ debattiert. Für die Landes-
regierung hatte Staatssekretärin
Ines Feierabend (LINKE) einen So-
fortbericht erstattet. 

Sie sagte u.a.: „Aus Sicht der Lan-
desregierung braucht es zur Absiche-
rung einer flächendeckenden Arznei-
mittelversorgung in Zukunft vor allem
eine Lösung für die mit der Entschei-
dung des Europäischen Gerichtshofs
eingetretene Situation, dass inländi-
sche Apotheken zur Einhaltung der
Arzneimittelpreisverordnung verpflich-
tet, ausländische Versender nicht
mehr an den einheitlichen Abgabe-
preis gebunden sind. Der Europäische
Gerichtshof hatte mit der Entschei-
dung vom 19.10.2016 festgestellt,
dass die im deutschen Recht veranker-
te Preisbindung eine nicht gerechtfer-
tigte Beschränkung des freien Waren-
handels in der EU darstellt. Aus fachli-
cher Sicht ist daher zu befürchten,
dass durch Übernahme von Marktan-
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Die Pläne für die Funktional-,
Verwaltungs- und Gebietsreform
standen im Mittelpunkt des Som-
merinterviews des MDR Thüringen
mit Ministerpräsident Bodo Rame-
low am 9. Juli. Was von der Reform
in der  laufende Legislaturperiode
noch durchgebracht werden kön-
ne, „das kommt darauf an, welche
Anteile wir in dieser Legislaturperi-
ode noch anschieben und welche
hineinwirken in die nächsten Legis-
laturperioden.“ Einen kompletten
Stopp schloss Bodo Ramelow aus.
Angesichts vieler gar nicht oder un-
terbesetzter Stellen müssten Be-
hörden modernisiert und Ände-
rungsprozesse auf den Weg ge-
bracht werden. 

Angst, wegen der umstrittenen
Reform nicht wiedergewählt zu
werden, hat der MP nicht: „Ich ha-
be einen Amtseid für das Land ab-
gelegt, und das Land muss zu-
kunftsfest gemacht werden.“ Als
weiteres wichtiges Ziel nannte er
die Unterrichtsgarantie, die Staats-
kanzleiminister Benjamin Hoff
jüngst für die Thüringer Schulen
abgegeben hatte. 

Im Alltagsgeschäft kümmere er
sich zurzeit „unglaublich um Inve-
storen“. Das Land sei in erfolgrei-
chen Gesprächen. „Wir sind noch
nie so attraktiv gewesen. Und des-
halb glaube ich, dass wir dem Land
auch mehr Mut machen, dass wir
mehr Mutmacher brauchen, statt
diejenigen, die nur damit unter-
wegs sind, Wut zu organisieren.“

Zur Frage politischer Konstella-
tionen nach der Bundestagswahl
sagte Bodo Ramelow, er wünsche
sich Rot-Rot-Grün. Das Land brau-
che eine Offensive  gegen Armut in
der Gesellschaft; die Finanzierung
des Sozialstaates müsse neu dis-
kutiert werden und deswegen müs-
se man auch an das Thema Steu-
ern ran. Als Christ verweise er da-
zu einmal ganz deutlich auf die Bi-
bel:  „Einer trage des anderen Last.
Und wer etwas mehr tragen kann,
der möge es auch tun. Und ich fin-
de, auch ein Ministerpräsident soll-
te endlich ganz normal in die Ren-
tenversicherung einzahlen.“

PARLAMENTSREPORT10 UNZ-13-2017

IMPRESSUM

Auch ein MP sollte
in die Rentenversi-
cherung einzahlen

Urheberrechtsgesetz mit Fallstricken

25 Prozent eines jeden Werkes sollen
nur 15 Prozent im Rahmen der Pau-
schalvergütung abgegolten werden.
„Es ist natürlich wichtig und richtig,
dass Autoren eine angemessene Ver-
gütung für ihre Publikationen erhalten.
Die starken Beschränkungen auf nur
15 Prozent eines jeden Werkes schrän-
ken jedoch die Spielräume der Hoch-
schulen zu sehr ein. Hier wäre ein Fest-
halten am ursprünglich vorgesehenen
Viertel eines Werkes begrüßenswert
gewesen.“ In diesem Sinne kritisierte
der Wissenschaftspolitiker zudem,
dass das deutsche Urheberrecht auch
nach dieser Novelle noch immer nicht
angemessen auf aktuelle Entwicklun-
gen im Bereich kostenfrei zugänglicher
wissenschaftlicher Publikationen
(Open Access) reagiert. Er verwies auf
die durch die Koalitionsfraktionen initi-
ierte Open-Access-Strategie für Thürin-
gen (Drs. 6/3439), in der auch eine
Bundesratsinitiative angekündigt wird:

„Gerade im Sinne einer freien Entfal-
tung der Wissenschaft braucht es zwin-
gend ein allgemeines Zweitveröffentli-
chungsrecht für Autoren, das es ihnen
erlaubt, neben der kommerziellen Ver-
marktung der Ergebnisse auch eine
nicht-kommerzielle Open Access-Publi-
kation durchzuführen. Da dieser Punkt
leider nicht von der Bundesregierung
aufgegriffen wurde, werden wir uns da-
für stark machen, dass nach der Bun-
destagswahl über den Bundesrat dazu
ein  Vorschlag durch Thüringen in die
Debatte eingebracht wird.“                

Am 30. Juni hat der Bundestag
das Urheberrechts-Wissensgesell-
schafts-Gesetz beschlossen. Es  soll
eine entscheidende Lücke bei der
für Hochschulen essentiellen Be-
reitstellung von digitalen Semester-
apparaten schließen. Dazu erklärte
Christian Schaft, wissenschafts-
und hochschulpolitischer Sprecher
der Linksfraktion  im Thüringer
Landtag: 

„Damit wird sichergestellt, dass über
eine Pauschalvergütung der Hochschu-
len an die Verwertungsgesellschaft
Wort (VG Wort) Literatur für Studieren-
de zugänglich gemacht werden kann.

Dies ist ausdrücklich zu begrüßen,
drohte doch die heute übliche Form di-
gitaler Semesterapparate an bürokrati-
schen Hürden zu scheitern. Dennoch
kann der jetzige Vorschlag am Ende
nicht überzeugen: So bleibt vollkom-
men unklar, wie diese Frage im kom-
menden Wintersemester gelöst wer-
den soll, da die neue gesetzliche Vor-
schrift erst zum 1. März 2018 in Kraft
tritt.“ Der Abgeordnete appellierte da-
her an die Arbeitsgruppe aus Hoch-
schulrektorenkonferenz, Kultusmini-
sterkonferenz und VG Wort, sich auf ei-
ne für die Hochschulen tragbare Über-
gangslösung im Sinne der Pauschalver-
gütung zu einigen oder das bestehen-
de Moratorium bis zum Inkrafttreten
des Gesetzes zu verlängern. 

Zudem kritisierte er den beschlosse-
nen Gesetzestext als „zu zaghaft“.
Statt der ursprünglich vorgesehenen

Sichere Versorgung 
mit Arzneimitteln
Aus der Debatte im Thüringer Landtag und dem Sofortbericht der Landesregierung

teilen durch ausländische Versender
das bestehende System gestört wird.
Es ist zu befürchten, dass die Gemein-
wohlpflichten der Apotheken im Nacht-
und Notdienst, die Herstellung indivi-
dueller Rezepturen, aber auch die loka-
le Zusammenarbeit der Heilberufler
nicht mehr im gewohnten Umfang ge-
leistet werden können. Aber nicht nur
das; der Mittelstand wird geschwächt,
Arbeitsplätze in den Regionen gehen
verloren, Steuereinnahmen sinken.

Inhabergeführte Apotheke

Diesen möglichen Folgen für die Arz-
neimittelversorgung begegnend sollte
nach der Entscheidung des Europäi-
schen Gerichtshofs im Rahmen eines
Bundesratsverfahrens der Versand-
handel auf nicht verschreibungspflich-
tige Arzneimittel beschränkt werden.
Damit wäre eine Regelung analog zur
der Mehrheit der Mitgliedsstaaten der
Europäischen Union erlassen worden.
Das Bundesgesundheitsministerium
hatte hierzu zunächst ein gesondertes
Gesetzgebungsverfahren angekündigt.

Ein Gesetzentwurf ist jedoch nicht in
das parlamentarische Verfahren ge-
langt. Der Meinungsbildungsprozess,

welches der richtige Weg ist, um die
Arzneimittelversorgung auch in Zu-
kunft sicherzustellen, ist derzeit auf
Bundesebene noch nicht abgeschlos-
sen. Es bedarf aber unbedingt und
schnellstmöglich einer zielführenden
Diskussion, wie negative Auswirkun-
gen der Entscheidungen des Europäi-
schen Gerichtshofs auf die Arzneimit-
telversorgung in Deutschland verhin-
dert werden können.“

Zusammenfassend erklärte die
Staatssekretärin im Sozialministerium:
„Die Landesregierung steht zur inha-
bergeführten Apotheke als Garant für
eine sichere Arzneimittelversorgung.
Die Apothekenlandschaft in der derzei-
tigen Ausgestaltung ist für die Erfül-
lung der Kernaufgaben der Apotheken
notwendig. Arzneimittelvergabe mit
hochwertiger pharmazeutischer Bera-
tung, auch im Notdienst, auch bei indi-
viduellen Verordnungen von Rezeptu-
ren, für eine kompetente wohnortnahe
Versorgung  bei transparenter Ausge-
staltung der Honorierung sind die Auf-
gaben für die Zukunft und hierfür setzt
sich die Landesregierung auch auf
Bundesebene weiter ein.“

„Da ist doch was falsch“

Der Gesundheitspolitiker der Links-
fraktion, Jörg Kubitzki, gab in der De-
batte übrigens auch Folgendes zu be-
denken: „Der Staat hält beim Handel
und Verkauf von Medikamenten die
Hand auf und kassiert 19 Prozent
Mehrwertsteuer. Das kann doch wohl
nicht wahr sein. Letzten Endes ist das
sogar Geld, das ich als gesetzlich Kran-
kenversicherter in die Krankenkasse
zahle. Die Krankenkasse bezahlt die
Medikamente, ich bezahle die Zuzah-
lung und zusätzlich werden von mei-
nem Krankenkassenbeitrag noch 19
Prozent Mehrwertsteuer abkassiert –
das sollte schleunigst abgeschafft wer-
den. Wenn ich für meine zwei Kater ei-
ne Futterbüchse kaufe, bezahle ich 7
Prozent Mehrwertsteuer. Da ist doch
was falsch hier in diesem Land. Das
kann es doch nicht sein.“                       


